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1. Zugriff der Betriebsprüfer auf Kas-

sendaten eines Einzelunternehmens 
 
Einzelhändler sind nach den Grundsätzen 
ordnungsgemäßer Buchführung verpflichtet, 
im Rahmen der Zumutbarkeit sämtliche Ge-
schäftsvorfälle einschließlich der über die 
Kasse bar vereinnahmten Umsätze einzeln 
aufzuzeichnen. Wird dabei eine PC-Kasse 
verwendet, die detaillierte Informationen zu 
den einzelnen Barverkäufen aufzeichnet und 
diese dauerhaft speichert, sind die damit 
bewirkten Einzelaufzeichnungen auch zu-
mutbar. Die Finanzverwaltung kann dann im 
Rahmen einer Außenprüfung auf die Kas-
seneinzeldaten zugreifen. Das entschied der 
Bundesfinanzhof (BFH) mit Urteil vom 
16.12.2014. 
 
Im entschiedenen Fall verwendete eine 
buchführungspflichtige Apothekerin ein spe-
ziell für Apotheken entwickeltes PC-
gestütztes Erlöserfassungssystem mit inte-
grierter Warenwirtschaftsverwaltung. Ihre 
Tageseinnahmen wurden über modulare 
PC-Registrierkassen erfasst, dann durch 
Tagesendsummenbons ausgewertet und als 

Summe in ein manuell geführtes Kassen-
buch eingetragen. Anlässlich einer Außen-
prüfung verweigerte die Steuerpflichtige der 
Finanzbehörde den Datenzugriff auf ihre 
Warenverkäufe mit der Begründung, sie sei 
nicht zu Einzelaufzeichnungen verpflichtet. 
 
Das beurteilte der BFH anders. Nach der 
Entscheidung ist die Steuerpflichtige zur 
Aufzeichnung der einzelnen Geschäftsvorfäl-
le verpflichtet und muss die Kassendaten der 
Finanzbehörde in elektronisch verwertbarer 
Form überlassen. Die Buchführung muss 
stets einen zuverlässigen Einblick in den 
Ablauf aller Geschäfte geben. Deshalb ist es 
nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer 
Buchführung erforderlich, dass verdichtete 
Buchungen in Einzelpositionen aufgegliedert 
werden können. Dies gilt auch für Barge-
schäfte, sofern Einzelaufzeichnungen dem 
Steuerpflichtigen zumutbar sind. Entscheidet 
er sich für ein Kassensystem, das sämtliche 
Kassenvorgänge einzeln und detailliert auf-
zeichnet sowie speichert, kann er sich nicht 
auf die Unzumutbarkeit der Aufzeichnungs-
verpflichtung berufen und hat die Aufzeich-
nungen auch aufzubewahren.  
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Anmerkung: Damit räumt der BFH der Fi-
nanzbehörde im Rahmen einer Außenprü-
fung auch das Recht ein, die mithilfe des 
Datenverarbeitungssystems (PC-Kasse) 
erstellten Daten auf einem maschinell ver-
wertbaren Datenträger zur Prüfung anzufor-
dern. 
 
 
2. Verkauf eines Grundstücks unter auf-

schiebender Bedingung innerhalb  
der Spekulationsfrist 

 
Mit Urteil vom 10.2.2015 hat der Bundesfi-
nanzhof (BFH) entschieden, dass der auf-
schiebend bedingte Verkauf eines bebauten 
Grundstücks innerhalb der gesetzlichen Ve-
räußerungsfrist von 10 Jahren als sog. priva-
tes Veräußerungsgeschäft der Besteuerung 
unterliegt, auch wenn der Zeitpunkt des 
Eintritts der aufschiebenden Bedingung 
außerhalb dieser Frist liegt. Private Ve-
räußerungsgeschäfte sind u. a. Verkäufe von 
Grundstücken, bei denen der Zeitraum zwi-
schen Anschaffung und Veräußerung nicht 
mehr als 10 Jahre beträgt. 
 
Im entschiedenen Fall hatte ein Steuer-
pflichtiger mit Kaufvertrag vom 3.3.1998 ein 
bebautes Grundstück erworben und mit no-
tariell beurkundetem Kaufvertrag vom 
30.1.2008 veräußert. Der Vertrag wurde un-
ter der aufschiebenden Bedingung ge-
schlossen, dass die zuständige Behörde 
dieses Grundstück von Bahnbetriebszwe-
cken freistellt, was sie am 10.12.2008 tat. 
Streitig war, ob der Gewinn aus der Veräu-
ßerung des bebauten Grundstücks zu ver-
steuern war, weil die Bedingung in Form der 
Entwidmung erst nach Ablauf der zehnjähri-
gen Veräußerungsfrist eingetreten war. 
 
Der BFH entschied dazu, dass ein (zu ver-
steuerndes) privates Veräußerungsgeschäft 
vorliegt. Für den Zeitpunkt der Veräußerung 
ist die beidseitige zivilrechtliche Bindungs-
wirkung des Rechtsgeschäfts, das den einen 
Vertragspartner zur Übertragung des Eigen-
tums auf den anderen verpflichtet, und nicht 
der Zeitpunkt des Bedingungseintritts ent-
scheidend. Ab dem Vertragsschluss – im 
Urteilsfall am 30.1.2008 – bestand für keinen 
der Vertragspartner die Möglichkeit, sich 
einseitig von der Vereinbarung zu lösen. 
 
 

3. Einkünfteerzielungsabsicht bei lang-
jährigem Leerstand einer Wohnung 

 
Die steuerliche Berücksichtigung von Auf-
wand für ein (leerstehendes) Wohngrund-
stück als (vorab entstandene) Werbungskos-
ten bei der Einkunftsart Vermietung und 
Verpachtung setzt voraus, dass der Steuer-
pflichtige sich endgültig entschlossen hat, 
aus dem Objekt durch Vermieten Einkünfte 
zu erzielen und diese Entscheidung später 
nicht aufgibt. Der endgültige Entschluss zu 
vermieten – also die 
Einkünfteerzielungsabsicht – kann nach der 
Rechtsprechung nur anhand äußerlicher 
Merkmale beurteilt werden. Aus objektiven 
und belegbaren Umständen muss auf das 
Vorliegen oder Fehlen der Absicht geschlos-
sen werden.  
 
Ein besonders lang andauernder Leerstand 
der Wohnung nach vorheriger, auf Dauer 
angelegter Vermietung kann dazu führen, 
dass eine vom Steuerpflichtigen aufgenom-
mene Einkünfteerzielungsabsicht ohne sein 
Verschulden wegfällt und die im Zusammen-
hang mit dem Objekt anfallenden Kosten 
nicht mehr steuerlich berücksichtigt werden. 
 
Die Einzelfallumstände, aus denen sich der 
endgültige Entschluss zu vermieten ergibt, 
sind in erster Linie ernsthafte und nachhalti-
ge Vermietungsbemühungen des Steuer-
pflichtigen. Sind die unternommenen Be-
mühungen nicht erfolgreich, müssen so-
wohl geeignetere Wege der Vermarktung 
gesucht und die Vermietungsbemühun-
gen, beispielsweise durch Einschaltung 
eines Maklers oder durch Nutzung alter-
nativer Bewerbungsmöglichkeiten, inten-
siviert werden.  
 
Werden hingegen, wie in einem vom Nieder-
sächsischen Finanzgericht (FG) entschiede-
nen Fall, nur drei Zeitungsannoncen ge-
schaltet, ist dies ein Indiz dafür, dass die 
Einkünfteerzielungsabsicht fehlt. Dass die 
Wohnung dann tatsächlich ab 2014 vermie-
tet wurde, lässt nach Auffassung des FG 
keine Rückschlüsse auf das Streitjahr 2011 
zu. 
 
 
4. Erneuerung einer Einbauküche in 

einer vermieteten Wohnung 
 



 

Das Schleswig-Holsteinische Finanzgericht 
(FG) hat in seinem Urteil vom 28.1.2015 
entschieden, dass eine Einbauküche trotz 
individueller Planung und Anpassung an die 
jeweiligen räumlichen Verhältnisse kein ein-
heitliches zusammengesetztes Wirtschafts-
gut darstellt, die Einbaumöbel und die Ar-
beitsfläche indes als Gesamtheit zu sehen 
sind. 
 
Herd und Spüle werden beim erstmaligen 
Einbau (unselbstständige) Gebäudebestand-
teile, da sie in einem einheitlichen Nutzungs- 
und Funktionszusammenhang mit dem Ge-
bäude stehen, die für die Nutzbarkeit des 
Gebäudes zu Wohnzwecken vorausgesetzt 
werden und ohne die das Gebäude als 
Wohngebäude unfertig wäre. Die Aufwen-
dungen für den Ersatz solcher Bestandteile 
sind daher steuerlich sofort abzugsfähig. 
 
Die Aufwendungen für die austauschbaren 
Elektrogeräte sowie für die Gesamtheit der 
Einbaumöbel sind hingegen zeitanteilig über 
die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer zu 
berücksichtigen, soweit sie nicht teurer sind 
als 410 €. 
 
Anmerkung: Das FG hat die Revision zum 
Bundesfinanzhof (BFH) zugelassen, da es 
mit seiner Auffassung möglicherweise von 
der im Urteil vom 30.3.1990 vertretenen Auf-
fassung des BFH abweicht. Das Revisions-
verfahren ist beim BFH unter dem Aktenzei-
chen IX R 14/15 anhängig. 
 
 
5. Wein als Bewirtungskosten 
 
„Bewirtung“ ist jede unentgeltliche Überlas-
sung oder Verschaffung von Speisen, Ge-
tränken oder sonstigen Genussmitteln zum 
sofortigen Verzehr. Diese Voraussetzungen 
können nach Auffassung des Finanzgerichts 
Münster (FG) in seiner Entscheidung vom 
28.11.2014 selbst auf die Aufwendungen im 
Zusammenhang mit dem Erwerb von Wein 
zutreffen, wenn die erworbenen Weine an-
lässlich von Besprechungen mit Kunden, 
Mandanten und Fachkollegen getrunken 
werden. Bewirtungsaufwendungen sind aber 
nur dann steuerlich absetzbar, wenn be-
stimmte Formvorschriften gewahrt sind. 
 
Dazu hat der Steuerpflichtige zum Nachweis 
der Höhe und der betrieblichen Veranlas-
sung der Aufwendungen bei einer Bewirtung 

außerhalb einer Gaststätte schriftlich die 
folgenden Angaben zu machen: Ort, Tag, 
Teilnehmer und Anlass der Bewirtung sowie 
Höhe der Aufwendungen. Allgemeine Anga-
ben über den Anlass der Bewirtung wie „Be-
sprechungen mit Kunden, Mandanten und 
mit Fachkollegen“ reichen nicht aus. Auch 
sind Angaben über die Teilnehmer der Be-
wirtung, die namentliche Anführung aller 
Bewirtungsteilnehmer einschließlich des 
bewirtenden Steuerpflichtigen selbst (bei 
Gesellschaften der sie vertretenden Perso-
nen) und/oder seiner teilnehmenden Arbeit-
nehmer erforderlich. Voraussetzung für die 
Abziehbarkeit von Bewirtungsaufwendungen 
als Betriebsausgaben ist weiterhin die zeit-
nahe Erstellung des (Eigen-)Belegs.  
 
Bitte beachten Sie! Der Aufwand für den 
Wein (also Bewirtungskosten) ist dann steu-
erlich nicht ansetzbar, wenn die vom Ge-
setzgeber geforderten Angaben fehlen oder 
zu allgemein gehalten sind. Entsprechend ist 
auch die Vorsteuer aus den Rechnungen 
nicht abziehbar. Nach Auffassung des FG 
gehört Wein auch nicht zu den Aufmerksam-
keiten wie Kaffee, Tee oder Kekse. Bei sol-
chen Aufmerksamkeiten ist ein Bewirtungs-
beleg nicht erforderlich. Auf den Wert des 
Weins kommt es nicht an. 
 
Anmerkung: Wird Wein als Kundenge-
schenk verwendet, unterliegen die Aufwen-
dungen den besonderen Aufzeichnungs-
pflichten, wenn sie steuerlich angesetzt wer-
den sollen. 
 
 
6. Arbeitszimmer eines Handelsvertre-

ters 
 
Aufwendungen für ein häusliches Arbeits-
zimmer sowie die Kosten der Ausstattung 
hierfür dürfen den Gewinn grundsätzlich 
nicht mindern. Dies gilt dann nicht, wenn für 
die betriebliche oder berufliche Tätigkeit kein 
anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht. In 
diesem Fall wird die Höhe der abziehbaren 
Aufwendungen auf 1.250 € im Jahr begrenzt. 
Diese Beschränkung der Höhe nach gilt aber 
dann nicht, wenn das Arbeitszimmer den 
Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und 
beruflichen Betätigung bildet. 
 
Der „Mittelpunkt“ bestimmt sich nach dem 
inhaltlichen (qualitativen) Schwerpunkt der 
beruflichen und betrieblichen Betätigung des 



 

Steuerpflichtigen. Nach Auffassung des Fi-
nanzgerichts Münster in seiner Entscheidung 
vom 5.3.2015 kann das Arbeitszimmer eines 
Handelsvertreters den qualitativen Schwer-
punkt seiner Betätigung bilden.  
 
Im entschiedenen Fall hatte der Steuer-
pflichtige die vertragliche Verpflichtung, sei-
ne Kunden mindestens einmal im Monat zu 
besuchen, tatsächlich nicht gelebt, weil hier-
für kein Anlass bestand. Seinen Kunden 
stand er bezüglich des Sortiments, für die 
Annahme von Bestellungen und Reklamati-
onen als Ansprechpartner zur Verfügung. 
Seine Hauptaufgabe lag darin, den Überblick 
über das Bestellverhalten des jeweiligen 
Kunden zu behalten und eine individuelle 
Angebots- und Bedarfsermittlung vorzuneh-
men. Diese Aufgabe hat qualitativ ein höhe-
res Gewicht als die Präsenz beim Kunden 
vor Ort, weil sich die Preise und das Sorti-
ment der frischen Produkte häufig änderten 
und daher im Tagesgeschäft auf individuelle 
Kundenwünsche eingegangen werden 
musste. Auch die Akquise von Neukunden 
erfolgte zunächst vom Arbeitszimmer aus. 
Diese Tätigkeiten waren deshalb nicht ledig-
lich als dem Außendienst dienende Tätigkei-
ten anzusehen. 
 
 
7. Angemessenheit einer Pensionszu-

sage 
 
Erteilt ein Unternehmen seinen Mitarbeitern 
eine Pensionszusage, sind strenge Anforde-
rungen zu beachten. So darf bei der Bildung 
der Pensionsrückstellung u. a. keine Über-
versorgung entstehen. Übersteigen die be-
trieblichen Versorgungsanwartschaften zu-
züglich der Anwartschaft aus der gesetzli-
chen Rentenversicherung 75 % des Aktiv-
lohns am Bilanzstichtag, liegt nach ständiger 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs 
(BFH) eine Überversorgung vor. Die Pensi-
onsrückstellung ist dann entsprechend zu 
kürzen. 
 
Dem widerspricht nunmehr das Finanzge-
richt Berlin-Brandenburg (FG) in seiner Ent-
scheidung vom 2.12.2014. Nach seiner Auf-
fassung findet die Annahme, dass eine 
Überversorgung anzunehmen ist, wenn die 
Pensionsleistungen sowie sonstigen Ren-
tenanwartschaften zusammen mehr als 
75 % der letzten Aktivbezüge betragen, kei-
ne Stütze im Gesetz. Nach seiner Entschei-

dung kann ein bilanzpflichtiges Unterneh-
men, das einem Angestellten eine Versor-
gungszusage erteilt, die unter Anrechnung 
sonstiger Rentenansprüche mehr als 75 % 
der letzten Aktivbezüge beträgt (sogenannte 
Überversorgung), die entsprechenden Rück-
stellungen in voller Höhe in seine Bilanz ein-
stellen. Damit wendet sich das FG auch ge-
gen die gegenwärtige Praxis der Finanzver-
waltung.  
 
Das Einkommensteuergesetz sieht vor, dass 
Werterhöhungen oder -minderungen der 
Pensionsleistungen nach dem Schluss des 
Wirtschaftsjahres, die hinsichtlich des Zeit-
punktes ihres Wirksamwerdens oder ihres 
Umfangs ungewiss sind, bei der Berechnung 
des Barwerts der künftigen Pensionsleistun-
gen und der Jahresbeträge erst zu berück-
sichtigen sind, wenn sie eintreten. Im ent-
schiedenen Fall handelte es sich um eine 
sog. Festzusage. Bereits mit der ersten Zu-
sage war die Pensionsleistung für den Ge-
sellschafter-Geschäftsführer auf 6.000 DM 
monatlich bestimmt. Eine Erhöhung oder 
Minderung der Pensionsleistung war nach 
der Zusage nicht vorgesehen.  
 
Das FG entschied dazu, dass der Fall schon 
deshalb nicht vom Gesetzeswortlaut erfasst 
ist, weil dem früheren Geschäftsführer eine 
unabänderliche Versorgungszusage erteilt 
wurde, sodass eine Ungewissheit im Geset-
zessinne nicht vorliegt. Unabhängig davon 
ist aber auch nicht der Rechtsprechung des 
BFH zu folgen, die bei einer Überversorgung 
immer zu einer Kürzung der Pensionsrück-
stellung führt. 
 
Anmerkung: Das FG ließ die Revision zum 
BFH zu, da es von seiner Rechtsprechung 
abweicht; insofern ist diese Entscheidung 
noch nicht endgültig. Die Erteilung einer 
Pensionszusage ist mit vielen Fallstricken 
behaftet und muss gründlich überlegt und 
fachlich professionell durchdacht und umge-
setzt werden. Lassen Sie sich beraten! 
 
  



 

 
 

 

  
 Fälligkeitstermine  Fällig am 
  

Umsatzsteuer (mtl.), Lohn- u. Kirchenlohnsteuer,  
Soli.-Zuschlag (mtl.) 
Einkommensteuer, Soli-Zuschlag, Kirchensteuer,  
Körperschaftsteuer 
 

10.6.2015 

Sozialversicherungsbeiträge 
 

26.6.2015 
 

  
 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB  
 maßgeblich für die Berechnung 
 von Verzugszinsen 

 seit 1.1.2015 = - 0,83 % 
 1.7. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 

 
Äl tere Bas iszinssätze f i n den Sie im  Int ernet  unt er :  

ht tp: / /www .bu ndesb an k.d e/Bas iszinssatz  
 

  
 Verzugszinssatz 
 ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5 
Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern  

(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
 (abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozent-

punkte 
 

 
 Verbraucherpreisindex 
 (2010 = 100) 

2015: April = 107,0; März 107,0; Februar = 106,5; Januar = 105,5 
2014: Dezember = 106,7; November = 106,7; Oktober = 106,7;  
September = 107,0; August = 107,0; Juli = 107,0; Juni = 106,7;  
Mai = 106,4; April = 106,5; März = 106,7; Februar = 106,4;Januar = 105,9 
 

Äl tere Verbra ucherpr eis indizes  f i nd en Sie im  Intern et  unt er :   
ht tp: / /www .des t at i s .de -  Ko njun ktur indi kator en -  Verbr aucherpr e is inde x 

  
 

Alle Bei träge s ind nach bes tem W issen zusammengestel lt .  Eine Haf tung für deren Inhal t kann jedoch  
nicht übernommen werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.  
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